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Der Beitrag konzentriert sich auf die neue einheitliche Behörden-
rufnummer D115, als aktuelles, innovatives eGovernment-Projekt der 
deutschen Verwaltungsmodernisierung. Als theoretische Grundlage 
der hier vorliegenden empirischen verwaltungswissen schaftlichen 
Analyse sekundiert der Multilevel-Governance-Ansatz, welcher die 
Mehr  ebenenverflechtung der politisch-administrativen Strukturen, die 
Vielschichtigkeit und die besondere Governancestruktur des Reform-
vorhabens am besten erfassen dürfte. Die Analyse der Funktionsweise 
der Behördenrufnummer D115, der beteiligten Akteure und deren ins-
titutionell bedingter Motivation kommt insgesamt zum Ergebnis, dass 
der An satz für das Modernisierungsprojekt als geradezu exemplarisch 
zu betrachten ist. Die Berücksichtigung des Mehrebenencharakters 
sowie der dabei zur Anwendung kommen den Netzwerk- und 
Steuerungsmechanismen sind bei einem solchen Projekt und künfti gen 
eGovernment-Projekten unverzichtbar.

Mehrebenenperspektive bei der 
Institutionalisierung von mehr 
Servicequalität – Projekt D115

Miriam Rauscher/Dominik Vogel/Markus Reiners

Themenhintergrund

Der Public Sector ist dazu angehalten, 
sich neuen, wachsenden Erwartungen zu 
stellen. Die öffentliche Verwaltung hat 
daher in der Vergangenheit zahlreiche 
Modernisie rungsprojekte hervorgebracht, 
die gezielt die Probleme des Public Sec-

auf kommunaler Ebene entgegengenom-
men und das Anliegen möglichst sofort 
abschließend bearbeitet wird. Der verwal-
tungswissenschaftlich interessante Aspekt 
ist hierbei die Tatsache, dass es für die 
Bürgerschaft erstmals keinen Unterschied 
mehr macht, welche Behörde auf wel cher 
staatlichen Ebene für die Anliegen zustän-
dig ist. Für den Citoyen ist diese enorme 
Vereinfachung allerdings nur dann reali-
sierbar, wenn die betroffenen Verwaltun-
gen, über Ebenen und Zuständigkeiten 
hinweg, umfassend miteinander harmo-
nieren und interagieren. Es handelt sich 
folglich um ein Projekt, für dessen Analy-
se sich der so genannte Multilevel-Gover-
nance-Ansatz besonders eignet.

Mehrebenenperspektive

Der Ansatz kennzeichnet eine analytische 
Methode der Politikwissenschaft, der 
die Mehrebenenverflechtung politisch-
administrativer Strukturen im Blick hat. 
Näher betrachtet werden beim Multi-
level-Governance-Ansatz zwei Konzepte 
zu einer Forschungsheuristik vereint. Wie 
die Bezeichnung bereits vermuten lässt, 
dient als erstes wesentliches Element des 
Konzepts der Governance-Ansatz. Unter 
diesem werden im verwaltungswissen-
schaftlichen Kontext grundsätzlich die 
Regelungs- und Steuerungsmechanismen 
des Staates subsumiert. Die starke Po-
pularität des Ansatzes rührt vordergrün-
dig daher, dass er neben dem klassischen 
Steuerungsmechanismus der Hierarchie 
noch weitere Mechanismen, und explizit 
insbesondere die Steuerungsmechanismen 
Markt und Netzwerk, ins Zentrum der 
Betrachtung rückt. In Übereinstimmung 
hiermit definieren Benz et al. Governance 
als „Oberbegriff für sämtliche Muster 

tors ansprechen und diesen mit innova-
tiven Konzepten begegnen. Die Essenz 
des vorliegenden Beitrags liegt darin, das 
E-Government-Projekt der einheitlichen 
Behördennummer D115 aufzugreifen und 
dessen besondere Eigenheiten zu beleuch-
ten, die aus verwaltungs- und politikwis-
senschaftlicher Perspektive bemerkenswert 
sind. 

Das grundlegende Ziel der einheitli-
chen Behördenrufnummer 115 ist schlicht 
erklärbar: Jede Bürgerin und jeder Bürger 
soll autorisiert werden, unabhängig vom 
Standort und seinem Anliegen, in allen 
spezifischen Fragen zur Verwaltung die 
Rufnummer 115 an wählen zu können, 
wobei der Anruf von einem Servicecenter 
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1   Benz et al. (2007a).



der In terdependenzbewältigung zwischen 
Staaten sowie zwischen staatlichen und 
gesell schaftlichen Akteuren“.1

Führt man diesen Gedanken fort, so 
geht der Governance-Ansatz von einer 
Interdepen denz sowohl zwischen Staaten 
als auch staatlichen und gesellschaftlichen 
Akteuren (beispielsweise Unternehmen, 
Nichtregierungsorganisation oder Bür-
gern) aus. Diese sind bei der Erfüllung ih-
rer Aufgaben voneinander abhängig.2 Als 
zweites wesentliches Element des Multi-
level-Governance-Ansatzes dient daher 
die Idee der Multilevel-Inter dependenz. 
Hierunter subsumiert man erstens, dass 
Akteure auf unterschiedlichen Ebe nen 
verortet, und zweitens, dass nicht nur 
Staaten,3 sondern auch staatliche Akteure 

auf unter schiedlichen Ebenen wechselsei-
tig voneinander abhängig sind. Dies gilt 
in vordergrün digem Maße für die Ein-
heiten eines föderalistischen Systems, wie 
wir es in der Bundes republik Deutschland 
vorfinden. Festhalten lässt sich demnach, 
dass der Multilevel-Go vernance-Ansatz 
den Fokus, im Gegensatz zur klassischen 
Steue rungstheorie, auf zwei (neue) Aspek-
te ermöglicht: 

auf die Verwendung unterschiedlicher 1. 
Koordinations me chanismen (u.a. Hier-
archie, Markt, Netzwerk) und 
auf die Interdependenz über ver-2. 
schiedene systemische Ebenen hinweg.

Funktionalität & Aufbau der D1154

Die Grundidee der D115 ist es, der Bür-
gerschaft eine zentrale, einheitliche An-
laufstelle für alle administrativen Fragen 
anzubieten, unabhängig davon, wo man 
sich gerade ört lich aufhält und welche 
Verwaltungseinheit für das spezifische 
Anliegen organisatorisch überhaupt zu-
ständig ist. Die Entscheidung, welches 
Kommunikationsmittel für diesen Dienst 

eingesetzt werden soll, fiel trotz fort-
schreitender Entwicklung und Vernetzung 
der Informations- und Kommunikations-
technik, bewusst zugunsten des Telefons 
aus. Auf diese Weise soll möglichst allen 
Bürgerinnen und Bürgern die Nutzung des 
Servi ces zu Teil werden. Die Behörden-
nummer D115 befindet sich zurzeit in der 
Pilotie rungsphase.

Jeder Anrufer, der die 115 wählt, wird 
zunächst zu einem Servicecenter5 auf 
kommunaler Ebene, zum so genannten 
1st Level, geleitet. Hierbei gilt der Grund-
satz, dass die Kommune, welche den 
Anruf entgegennimmt, quasi derjenigen 
Kommune entspricht, aus welcher der 
betreffende Bürger den Anruf tätigt. Der 
Anruf wird von einem Mitarbeiter des 

Servicecenters, einem speziell geschulten 
Bediensteten, entgegengenommen. Der 
Mitarbeiter hat dabei computergestützt 
Zugriff auf die D115-Wissensdatenbank. 
In dieser Wissensdatenbank befinden sich 
die Antworten auf die häufigsten Fragen. 
Eine Besonderheit besteht darin, dass die 
Bediensteten des Servicecenters auch auf 
die Ein träge anderer Kommunen zugrei-
fen können. Darüber hinaus haben viele 
Kommunen, zusätzlich zur D115-Wissens-
datenbank, eigene Datenbanken eingerich-
tet, die es den Servicecentern ermöglichen 
sollen, über die eigene Kommune hinaus 
weitere Fragen zu beantworten.

Kann die Frage auf dem 1st Level für 
den Kunden nicht zufriedenstellend be-
antwortet werden, so wird der Anrufer 
entweder an die zuständige Fachabteilung 
der Kommune (Back-Office) oder an das 
Servicecenter der unmittelbar zuständigen 
Kommune respek tive der zuständigen Lan-
des- oder Bundesbehörde6 weitergeleitet 
(2nd Level). Alternativ haben die Anrufer 
auch die Möglichkeit ihr Anliegen aufneh-
men zu lassen, was als so genanntes Ticket 
zu bezeichnen ist. Entscheidet man sich 
für diese Option, so wird innerhalb von 
24 Stunden von der zuständigen Stelle zu-
rückgerufen. Dieses Verfahren gilt ebenso 
für das 2nd Level. Kann die Anfrage wei-
terhin nicht beantwortet werden, so wird 
der Anrufer entweder an die zuständige 
Fachabteilung verbunden oder sein Anlie-
gen aufgenommen und innerhalb von 24 
Stunden final beantwortet (3rd Level).

Über die grundsätzliche Funktions-
weise hinaus gibt es noch ein weiteres 
Kernelement des D115-Verbundes, das so 
genannte Serviceversprechen. Dieses bein-
haltet nachfolgen de Punkte:7

Die 115 ist werktags von Montag bis  
Freitag von 8:00 bis 18:00 Uhr erreich-
bar.
75 Prozent der 115-Anrufe werden in- 
nerhalb von 30 Sekunden durch eine 
Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter 
entgegengenommen.
55 Prozent der 115-Anrufe werden be- 
reits beim ersten Kontakt beantwortet.
Wenn ein Anruf weitergeleitet wird,  
erhält der Anrufer in den Servicezeiten 
innerhalb von 24 Stunden eine Rück-
meldung, je nach Wunsch per E-Mail, 
Telefax oder Rückruf.

Alle an der einheitlichen Behördenrufnum-
mer teilnehmenden Kommunen, Landes- 
und Bundesbehörden sowie alle sonstigen 
Behörden haben dieses Serviceversprechen 

51

Rauscher/Vogel/Reiners, Mehrebenenperspektive bei der Institutionalisierung von mehr Servicequalität – D115 

2   Zu einer ausführlichen Erläuterung des 
Governance-Ansatzes siehe Benz et al. (2007b).

3   Die Vernachlässigung innerstaatlicher Aspekte 
resultiert von der Herkunft des Governance-
Ansatzes aus dem For schungsfeld der internatio-
nalen Beziehungen (s. Fn 1).

4   Soweit nicht anders angegeben, basieren die 
Informationen auf dem Feinkonzept zum Projekt 
D115. Siehe hierzu Bundesministerium des Innern/
Land Hessen (2008).

VM 1/2011

»Der Multilevel-Governance-Ansatz hat 
die Mehrebenenverflechtung politisch-
administrativer Strukturen im Blick.«

5   Das Projekt D115 legt Wert darauf, dass es sich 
um Servicecenter und nicht um Call-Center 
handelt. Im Unter schied zu diesen zeichnen 
sich Servicecenter durch eine angemessene 
Ausstattung mit qualifiziertem Personal aus (Fn 
4, S. 23f.).

6 Hierzu zählen auch die para-staatlichen, 
selbstständigen Einrichtungen, wie z.B. die 
Bundesagentur für Arbeit oder die Deutsche 
Rentenversicherung.

7   Bundesministerium des Innern/Land Hessen 
(2010a).



zu unterzeichnen und auf dessen Einhal-
tung hinzuarbeiten. Es findet überdies ein 
zentrales Monitoring durch eine Projekt-
gruppe statt. Durch diese Form der Qua-
litätssicherung soll der einheitliche Service 
innerhalb des 115-Verbundes garantiert 
werden.

Das E-Government-Projekt D115 
gründet auf einen Beschluss der für E-Go-
vernment zuständigen Staatssekretäre des 
Bundes und der Länder. Auf Grundlage 
dessen wurden im März 2007 der Bund 
und das Bundesland Hessen mit dem Auf-
bau der einheitlichen Behördenrufnummer 
115 beauftragt. Die 115 wird zunächst im 
Pilot betrieb in städtischen und ländlichen 
Regionen sowie Metropolregionen getes-
tet.8 Die ser im März 2009 gestartete Pilot-

betrieb dauerte bis Ende des Jahres 2010.9 
Die Parteien CDU, CSU und FDP haben 
mit ihrem Koalitionsvertrag im Jahr 2009 
beschlossen, zudem alle Bundesbehörden 
bis 2011 an die 115 anzuschließen und die 
einheitliche Be hördenrufnummer bis Ende 
2013 in ganz Deutschland verfügbar zu 
machen.10 Bis zu diesem Zeitpunkt erfolgt 
eine Rückkopplung, d.h. Anrufer außer-
halb der Modellregio nen müssen sich mit 
einer Tonbandansage zufrieden geben.

Zu Kommunen, die sich bereits im 
Pilotbetrieb befinden (so genannte 
Modellkommu nen) zählen Städte und 
Gemeinden großer Teile Nordrhein-West-
falens, einzelne Kommunen aus Baden-
Württemberg, Hessen, Niedersachsen und 
Rheinland-Pfalz. Hin zu kommen die Be-
zirksregierungen bzw. Regierungspräsidi-
en der Länder Nordrhein-Westfalen und 
Hessen, sowie die beiden Stadtstaaten Ber-
lin und Hamburg. Auf Bundes ebene sind 
bisher neun Bundesministerien, die Deut-
sche Rentenversicherung Bund sowie eini-
ge Bundesbehörden beteiligt.11 Insgesamt 
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können bereits 13,5 Millionen Bundesbür-
ger den Service nutzen.

Akteurskonstellationen

Die Modellregionen stellen ein wesentli-
ches Element beim Aufbau der einheitli-
chen Behördenrufnummer dar. Ein weite-
rer zentraler Faktor und entscheidender 
Akteur ist die vom Bundesministerium des 
Innern und dem Bundesland Hessen ein-
gesetzte Pro jektgruppe. Diese organisiert 
die erforderlichen technischen, organisa-
torischen und rechtlichen Maßnahmen 
und nimmt die Erprobung der einheitli-
chen Behördenrufnum mer 115 in enger 
Zusammenarbeit mit den Modellregionen 
vor.12 Hierunter fällt neben der grundsätz-
lichen organisatorischen Arbeit z.B. die 

Gewährleistung der Weiterleitung der Ruf-
nummer 115 an die Servicecenter im 1st 
Level, der Aufbau der Wissensdaten bank, 
das Marketing und die Pressearbeit sowie 
die Akquisition neuer Teilnehmer. Die Pro-
jektgruppe betreibt selbst allerdings keine 
Servicecenter. Dies ist Aufgabe der teilneh-
menden Kommunen und Behörden.

Die im Folgenden beschriebenen Ak-
teure nehmen ebenfalls eine herausragen-
de Stel lung beim Aufbau der einheitlichen 
Behördenrufnummer 115 ein. Diese las-
sen sich so wohl nach ihrem spezifischen 
Einfluss als auch nach der Grundlage ih-
rer Motivation be trachten. Im Einzelnen 
handelt sich vornehmlich um kollektive 
(IT-Branche, Bran chenverband BITKOM 
sowie teilnehmende Länder und Kommu-
nen) und korpora tive Akteure (z.B. die 
Bundesregierung und vorgenannte Pro-
jektgruppe). Gesellschaftli che Vorgänge 
sind heute weitgehend auf Organisatio-
nen oder Institutionen kon zentriert, was 
Vorteile für die wissenschaftliche Analyse 
birgt. Bei kollektiven oder korporativen 

Akteuren sind die Funktionsmechanismen 
– im Gegensatz zu menschlichen Motiven  
– bekannt. Im Vergleich zur menschlichen 
Psyche ist hier eine viel einfachere und 
durchschaubarere Struktur identifizierbar. 
Ein Vorteil solchen Handelns ist dem nach, 
dass sich Handeln von situativen Kons-
tellationen entkoppelt und die Interessen-
verfolgung auf Dauer gestellt ist.13 Dies 
impliziert jedoch, dass auch der Einfluss 
personeller Faktoren im Einzelfall eine 
bedeutende Rolle spielen kann. Im vor-
liegenden Fall ist besonders der Einfluss 
individueller Akteure zu nennen, hier kon-
kret der von Bundeskanzlerin Merkel und 
der von Staatssekretär Lemke.

Die einzelnen Akteure sind in 
der Wahl ihrer Entscheidungen und 
Handlungspräferen zen allerdings keines-
wegs frei. Vielmehr sind sie, wie es bei-
spielsweise durch den ak teurszentrierten 
Institutionalismus signalisiert wird, durch 
den systemischen bzw. insti tutionellen 
Rahmen beschränkt.14 Beim akteurszent-
rierten Institutionalismus ist bedeut sam, 
dass die institutionellen Bedingungen die 
Akteurspräferenzen formen und diese 
keinesfalls exogen vorgegeben sind. Viel-
mehr prägt das institutionelle Umfeld die 
Ziele und die Wahl der Mittel zur Zieler-
reichung, ohne allerdings determinierend 
zu wirken, denn zwischen Institution und 
Handlung liegt immer noch die Wahrneh-
mung und Interpreta tion der Akteure. In 
diesem Kontext werden die Verhaltenswei-
sen, gebunden durch die Wahrnehmung, 
als beschränkt strategisch betrachtet. Die 
Akteure handeln demnach nicht vorwie-
gend als rationale Nutzenmaximierer, son-
dern – insbesondere wegen hoher Infor-
mationskosten und eingeschränkter kog-
nitiver Fähigkeiten – beschränkt rational. 

Nachfolgend werden die wesentlichen 
Akteure, die im Zusammenhang mit dem 
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8  Fn 4, S. 26.

9 Bundesministerium des Innern/Land Hessen 
(2010b).

10 CDU/CSU/FDP (2009), S. 110.

11 Eine vollständige Auflistung findet sich auf www.
d115.de.

12 Fn 4, S. 26.

13 Reiners (2008), S. 58.

14 Mayntz/Scharpf (1995). 
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»Die Akteure sind in der Wahl ihrer 
Entscheidungen und Handlungspräferenzen 
durch den institutionellen Rahmen 
beschränkt.«



Aufbau der Behördennummer 115 betei-
ligt sind, besprochen.

IT-Branche & Branchenverband BITKOM

Die Idee einer einheitlichen Behördenruf-
nummer für die Bundesrepublik wurde 
auf dem ersten nationalen IT-Gipfel im 
Dezember 2006 erstmals in die Öffent-
lichkeit getragen.15 Der Branchenverband 
der Informationswirtschaft BITKOM, der 
als einer der Hauptak teure zu nennen ist, 
nutzte u.a. diese Plattform, der Bundes-
kanzlerin das Projekt vorzu schlagen. Als 
Motivation für die Informationswirtschaft 
sekundieren hierbei insbeson dere zwei De-
terminanten. Wichtigstes Argument sind 
sicherlich die immensen Investi tionen, die 
von Bund, Ländern und Kommunen vor 
allem für den Aufbau der Service center-
Infrastruktur zu tätigen sind. Die Projekt-
gruppe D115 spricht bei den Kommunen 

von ca. einem Euro Investitionskosten 
pro Einwohner.16 Diese Investitionen er-
schließen der Informationswirtschaft eine 
lukrative Einnahmequelle und gegebenen-
falls neue Kundenkreise. Als Effekt kann 
zudem angeführt werden, dass die Unter-
nehmen der In formationswirtschaft, eben-
so wie alle anderen Unternehmen, von der 
Möglichkeit einer Behördenrufnummer 
unmittelbar profitieren. Sie erhalten in 
Verwaltungsfragen einen einheitlichen An-
sprechpartner.

Bundesregierung & Regierung des 
Bundeslandes Hessen

Der Vorschlag der Informationswirtschaft 
wurde von der Bundesregierung auf dem 
vor genannten IT-Gipfel endgültig über-
nommen. Die Bundeskanzlerin verkün-
dete in die sem Zusammenhang, die Bun-
desregierung werde die Idee aufnehmen 
und umsetzen. In Anbetracht dessen ist 
es maßgeblich dem Einsatz der Regie-
rungsspitze zuzuschreiben, dass bereits 

drei Monate später, Mitte März auf der 
Messe CeBIT, ein weiteres deutliches Sig-
nal der Öffentlichkeit übermittelt wurde. 
Ferner beauftragte die Runde der für E-
Government zuständigen Staatssekretäre 
von Bund und Ländern (bereits eine Wo-
che später) den Bund und das Bundesland 
Hessen mit dem Aufbau der einheitlichen 
Be hördenrufnummer.17 Ohne den Ein-
satz der Bundesregierung respektive der 
institutionel len Absicherung des Projek-
tes von höchster Stelle der Regierung aus 
wäre es sicherlich nicht möglich gewesen, 
die Abstimmungen und Verhandlungen 
zwischen Bund und Ländern derartig 
schnell abzuschließen.

Seitens der Bundesregierung übernahm 
daraufhin das für Verwaltungsmoderni-
sierung zuständige Bundesministerium 
des Innern die Leitung des Vorhabens. 
Interessanterwei se sind, über die Äußerun-

gen der Kanzlerin hinaus, von weiteren 
Kabinettsmitgliedern zunächst keine per-
sönlichen Verlautbarungen zum Projekt 
115 bekannt. Als Unterstüt zer sekundier-
ten insbesondere die Innenminister der 
beiden Kabinette „Merkel I“ und „Mer-
kel II“, Schäuble und de Maizière. Als 
Motivation der Regierungsspitze kommen 
wohl drei Faktoren in Frage. Erstens ist 
ganz offenbar, dass die positiven Effekte 
des Vorbilds 311 in New York City eine 
Rolle spielen. Die Einführung der dor-
tigen Behör denrufnummer wurde von 
Bürgermeister Michael Bloomberg voran-
getrieben und soll für seine Wiederwahl 
ganz wesentlich mitentscheidend gewesen 
sein.18 Aus machtpoli tischen Interessen be-
stimmte Inhalte zu präferieren, ist ein we-
sentliches Moment von Regierungen und 
bedarf hier keiner weiteren Erörterung. 
Darüber hinaus hat die Re gierungsspitze 
verstärkt auch die Förderung des IT-
Standorts Deutschland im Blick und han-
delt damit im Interessennetzwerk der IT-
Branche. Der Umstand, dass im Vorfeld 

und im Rahmen des IT-Gipfels oftmals 
bemängelt wurde, die Bundesregierung sei 
auf diesem Feld nicht ausreichend tätig,19 
kann durchaus als Transmissionsriemen 
gewertet werden, weitere diesbezügliche 
Aktivitäten zu entfalten. Ein dritter mög-
licher Grund für das Engagement zielt di-
rekt auf die Resonanz in der Bevölkerung. 
Machtpolitisch sicherlich nicht uninteres-
sant, weil ein Projekt dieser Größenord-
nung und Reichweite der deutschen Büro-
kratie ein modernes Image verleiht. 

Dass der Bund ein Projekt vornehm-
lich mit einem Bundesland vorantreibt, 
hat seine Gründe. Die Tatsache, dass es 
zu dieser Konstruktion kam, ist vor allem 
dem Staats sekretär im hessischen Innen-
ministerium und Chief Information Of-
ficer (CIO) des Lan des,20 Harald Lemke, 
zuzuschreiben.21 Die InformationWeek 
betont, dass Lemke die einheitliche Behör-
denrufnummer unter der Schirmherrschaft 
des ehemaligen Minister präsidenten Koch 
vorangetrieben hat.22 Hinsichtlich der Ent-
scheidung, Hessen promi nent beim Auf-
bau der 115 einzubringen, spielt eine Rol-
le, dass diese Maßgaben gut neun Monate 
vor der Landtagswahl gefallen sind. Es ist 
evident, dass der Ministerpräsi dent damit 
verdeutlichen wollte, für eine Regierung 
zu stehen, die das Bundesland Hessen als 
Vorreiter bei der Verwaltungsmodernisie-
rung etablieren möchte.

Als Motivationsfaktor für Staatssekre-
tär Lemke ist bedeutsam, dass die Kanz-
lerin be reits auf dem ersten nationalen IT-
Gipfel im Dezember 2006 verkündete, das 
Amt eines Informationsbeauftragten der 
Bundesregierung („Bundes-CIO“) schaf-
fen zu wollen. Lemke galt als vielverspre-
chender Kandidat, sein Engagement für 
die ein heitliche Behördenrufnummer ist 
ein Indiz dafür.23 Er konnte sich letztlich 
allerdings nicht gegen den Staatssekretär 
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15 Fn 4, S. 30.

16 Ebd., S. 145.

17 Ebd., S. 30.

18 Stiel/Höfling (2007).

19 Krempl (2006).

20 Harald Lemke ist inzwischen in den einstweiligen 
Ruhestand versetzt, vgl. Frankfurter Rundschau 
(2008).

21 Fn 18.

22 Ebd.

23 Ebd.
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»Akteure handeln aufgrund hoher 
Informationskosten und eingeschränkter 
kognitiver Fähigkeiten beschränkt 
rational.«



im Bundesministerium des Innern, Hans-
Bernhard Beus, durch setzen.

Involvierte Länder & Kommunen

Nordrhein-Westfalen ist neben Hessen 
das bislang einzige teilnehmende Flächen-
land.24 Die Interessen sind hier ähnlich 
gelagert. Durch die Vorreiterrolle beim 
tatsächlichen Aufbau der Behördenruf-
nummer lässt sich ein positives Image 
generieren. Weiterhin bedeutsam ist, dass 
Nordrhein-Westfalen, im Vergleich zu 
Hessen, zahlreiche Kommu nen zur Teil-
nahme bewegen konnte. Durch die Teil-
nahme der großen Städte des Landes 
Nordrhein-Westfalen entfaltet sich sicher-

lich ein Verstärkungseffekt in Richtung 
Im plementation. Darüber hinaus war es 
Nordrhein-Westfalen möglich, auf das 
bereits bestehende Projekt „Nordrhein-
Westfalen direkt“ (früher Call-NRW) auf-
zubauen.25

Ganz ähnlich wie bei den Flächen-
ländern ist im Hinblick auf die teilneh-
menden Kommunen und Stadtstaaten auf 
den Imagegewinn und eine Verbesserung 
der Bürgerorientierung als Motivations-
grundlage zu verweisen. Allerdings haben 
die Kom munen und Stadtstaaten – als 
Träger des 1st Levels – neben den Vortei-
len auch einen Großteil der notwendigen 
Investitions- und Betriebskosten zu tragen. 
Erschwerend kommt hinzu, dass durch die 
Behördenrufnummer 115 die Kommunen 
zusätzlich die Kosten zu tragen haben, 
welche durch Fragen entstehen, für deren 
Beantwortung organisatorisch die Länder 
und der Bund zuständig sind. Bei genaue-
rer Betrachtung ergibt sich aber durchaus 
eine Entlastung für die Kommunen. Diese 
Entlastung folgt aus der Tatsache, dass die 
kommunale Ebene auch bislang in großem 
Umfang von Anfragen betroffen war, für 
die sie originär gar nicht zuständig ist. Der 

Grund liegt darin, dass der Bürger sicher-
lich nicht in der Lage ist, nach entspre-
chenden institutionellen Zuständigkeiten 
zu unterscheiden und sich im Zweifelsfall 
verständlicherweise an seine eigene Kom-
mune wendet. Für die betroffene Kom-
munalverwaltung war es in solchen Fällen 
häufig nicht einfach zu eruieren, wer für 
das entsprechende Bürgeranliegen schluss-
endlich verantwortlich zeichnet. Durch 
die 115 haben die Kommunen künftig 
jedoch die Möglichkeit, mit Hilfe der 
Wissensdatenbank Fragen zu beantwor-
ten oder den Kun den an die tatsächlich 
zuständige Landes- oder Bundesbehörde 
weiterzuleiten. Ein ge waltiger Vorteil der 
einheitlichen Behördenrufnummer, der 

sowohl für die Bundeslän der als auch für 
die Kommunen zutrifft, ist die Entlastung 
der Fachabteilungen. Durch die Schaffung 
einer Wissensdatenbank müssen viele An-
liegen nicht mehr an Experten weiterge-
reicht werden, sondern lassen sich direkt 
aus dem Servicecenter beantworten.

Die Behördenrufnummer als 
Multilevel-Governance-Projekt

Nachdem mit dem Multilevel-Gover-
nance-Ansatz die theoretischen Grundla-
gen skizziert und das Projekt D115 sowie 
die beteiligten Akteure vorgestellt wurden, 
kön nen nunmehr beide Aspekte zusam-
mengeführt werden. Im Zentrum steht 
hierbei das vorgestellte E-Government-
Vorhaben als Multilevel-Governance-Pro-
jekt.

Multilevel-Governance ist eine ana-
lytische Methode der Politikwissen-
schaft. Das zen trale Merkmal des Mehr-
ebenenansatzes konzentriert sich auf 
die Mehrebenenverflech tung politisch-
administrativer Strukturen. Ein weiteres 
Merkmal konzentriert sich nicht nur auf 
die Verflechtung dieser Ebenen, sondern 
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24 Die Stadtstaaten können an dieser Stelle wie 
Kommunen betrachtet werden, da sie den glei-
chen Vor- und Nachtei len gegenüberstehen.

25  Lucke (2007).

26  vgl. Fn 2.
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explizit auch der Akteure und damit die 
unscharfe Kompetenzabgrenzung und 
-verteilung innerhalb des Systems bzw. 
zwi schen diesen.

Im Gegensatz zum reinen Governance-
Ansatz steht aus verwaltungswissen-
schaftlicher Perspektive beim Multilevel-
Governance-Ansatz somit nicht die Inter-
dependenzbewälti gung zwischen Staat 
und nicht-staatlichen Akteuren,26 sondern 
zwischen den staatlichen Ebenen im Vor-
dergrund. Diese sind einander nicht hier-
archisch untergeordnet, sondern genießen 
eine weitgehende Eigenständigkeit. So 
sind die Kommunen in der Wahrneh mung 
der kommunalen Selbstverwaltung weit-
gehend autonom. Ebenso sind die Bun-
desländer bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben weitgehend frei vom Bund. Dies gilt 
insbesondere für den Bereich der Verwal-
tungsführung. Der Mehrebenencharakter 
zeigt sich allerdings nicht nur in der über-
greifenden Zusammenarbeit beim Aufbau 
der einheitlichen Behördenrufnummer, 
sondern auch in ihrem Realbetrieb. Das 
technische Grundgerüst zum Betrieb der 
Rufnummer stellt die Projektgruppe des 
Bundesministeriums des Innern und des 
Bundeslandes Hessen zur Verfügung. Dies 
umfasst unter an derem die Weiterleitung 
der Anrufe zu den zuständigen Servicecen-
tern und die Bereitstellung der Wissens-
datenbank. Die eigentliche Arbeit wird 
jedoch von den jeweiligen Bundes- und 
Landesbehörden sowie insbesondere den 
Kommunen geleistet. Diese be treiben die 
Servicecenter und füllen die Wissensdaten-
bank mit Informationen.

Ein weiteres Charakteristikum des 
Ansatzes ist die Bedeutung verschiedener 
Interakti onsmechanismen. Dem traditi-
onellen Verwaltungsverständnis folgend, 
müsste sich die Einführung einer einheit-
lichen Behördenrufnummer wesentlich 
von der tatsächlichen Form unterschei-
den. In der klassischen Verwaltungsfor-
schung stand spätestens seit Max Webers 
Bürokratiemodell die Hierarchie als In-
teraktionsmechanismus im Zentrum der 
Aufmerksamkeit. Die Einführung einer 

»Das Projekt D115 involviert politisch-
administrative Akteure aller systemischen 
Ebenen.«



einheitlichen Behördenrufnummer müss-
te demnach den Logiken hierarchischer 
Determinanten folgen. Im vorliegenden 
Fall ist eine hierarchische Steuerung, über 
die systemischen Ebenen des Bundesstaa-
tes hinweg, jedoch kaum denkbar, denn 
die Bundesländer sind in ihrer Verwal-
tungskompetenz autark. Aufgrund verfas-
sungsrechtlicher Vorgaben könnte ferner 
auch die kommunale Ebene keinesfalls 
verpflichtet werden, sich an einem sol-
chen Projekt zu beteiligen. Die D115 be-
ruht dementsprechend ledig lich auf den 
Absichtsbekundungen der Bund-Länder-
Gremien und der freiwilligen Mit arbeit 
der Modellregionen. Ein solches Vorgehen 
widerspricht nicht nur dem hierarchi schen 
Bürokratiemodell, sondern auch der deut-
schen Verwaltungstradition. Derzeit ist 

den Autoren kein weiteres derart großes 
Modernisierungsprojekt bekannt, dass ei-
nen solchen Weg einschlägt, um eine ebe-
nenübergreifende Reform umzusetzen.

Die einheitliche Behördenrufnummer 
lässt sich daher mit dem Governance-An-
satz sehr gut analytisch fassen, da dieser 
danach fragt, welche Interaktionsmuster 
zur Bewälti gung von Problemen verwen-
det werden. Offenkundig nutzt das E-Go-
vernment-Projekt D115 sehr intensiv den 
Interaktionsmechanismus des Netzwerks. 
Ein Netzwerk ist ins besondere dadurch 
gekennzeichnet, dass sich seine Mitglie-
der am freiwilligen Inter essenaustausch 
beteiligen. Deren Interessen wirken auf 
die beschriebene Motivation der Akteure 
und Akteursgruppen. Den Teilnehmern 
gleichberechtigter Partner eines Netz-
werkes kann nicht einfach „kraft Amtes“ 
ein Handeln auferlegt werden.27

Neben dem dominierenden Mecha-
nismus des Netzwerkes lassen sich auch 
Elemente des Interaktionsmechanismus 
des Wettbewerbs respektive des Marktes 
erkennen. Soll die einheitliche Behörden-
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rufnummer erfolgreich sein, ist sie auf die 
Akzeptanz und insbesondere die Nachfra-
ge der Bürger angewiesen. Die 115 und 
die Bürgerinnen und Bürger treffen dem-
nach wie in einem Markt aufeinander. Um 
eine bundesweite Ein führung der einheit-
lichen Behördenrufnummer realisieren zu 
können, ist es notwendig, eine entspre-
chende Nachfrage zu generieren. Weitere 
Kommunen lassen sich ohne gesetzliche 
Regelung ggf. nur dann zu einer Teilnah-
me motivieren, wenn beispielsweise eine 
unbefriedigte Nachfrage der Bürgerschaft 
den notwendigen Druck auf die Kommu-
nen ausübt. Dies gilt mit Einschränkungen 
auch für die Bundesländer.

Selbstverständlich ist auch der Inter-
aktionsmechanismus der Hierarchie im 

E-Go vern ment-Projekt D115 nicht gänz-
lich auszublenden. Er findet sich beispiels-
weise im Ser viceversprechen, welches alle 
Teilnehmer einhalten müssen. Über die 
Einhaltung wacht die Projektgruppe in 
Kooperation mit dem betreffenden Teil-
nehmer. Kommt es zu Ver stößen, so kön-
nen diese zwar nicht direkt sanktioniert 
werden, die Gesamtheit der Teil nehmer, 
die Projektgruppe und der Lenkungsaus-
schuss entfalten im Falle andauernder 
Verstöße jedoch Druck. Hierarchische Ele-
mente zeigen sich ergänzend auch in der 
von allen Teilnehmern zu unterzeichnen-
den Projektcharta. In dieser sind beispiels-
weise Be richtspflichten zum Monitoring 
des Serviceversprechens festgelegt.28

Ausblick & Forschungsbedarf

Die Behördenrufnummer D115 soll künf-
tig einen deutlichen Schub beim Bürger-
service bringen. Aufgrund der Tatsache, 
dass es sich um ein junges Projekt handelt, 
ist es für valide Aussagen zum Wert und 
Nutzen der D115 noch zu früh. Erste po-
sitive Ergebnis se zeigen sich jedoch bereits 
im kommunalen Raum.29 Insgesamt ge-

sehen – und mit Blick auf die genannten 
Aussagen – haben bislang so gut wie kei-
ne kollektiven oder korporativen Ak teure 
von ihrer Vetoplayermacht Gebrauch 
gemacht. Dies aufgrund des innovativen 
– Bürokratie durchbrechenden – Charak-
ters des E-Government-Projekts, was ei ner 
Umsetzung in der Fläche sehr entgegen 
kommt.30 Die einheitliche Behördenruf-
nummer stellt darüber hinaus ein in-
teressantes Vorhaben dar, welches aus 
verwaltungs wissenschaftlicher Sicht eine 
noch genauere Analyse verdient. Begrün-
den lässt sich die Forderung nach einer 
besonderen Aufmerksamkeit aus Sicht 
des Multilevel-Governan ce-Ansatzes, weil 
das Projekt alle systemischen Ebenen des 
deutschen Bundesstaates umfasst. 

Ferner ist von besonderer Bedeu-
tung, dass das Projekt aus synergetischen 
Gesichts punkten für die Verwaltungsland-
schaft und nicht nur für die Bürgerinnen 
und Bürger von Bedeutung ist. Die Kom-
munen nehmen Anrufe zu Themen der 
Bundesländer und des Bundes entgegen 
und beantworten diese nach Möglich-
keit umgehend. In der deut schen Verwal-
tungstradition hat ein solches Vorgehen 
elementaren Neuigkeitswert. Die kompli-
zierte Aufteilung von Zuständigkeiten im 
Bundesstaat wird durch diese Einstel lung 
und das umgesetzte Vorgehen vom „Pro-
blem des Bürgers“ zum „Problem der Ver-
waltung“. Weitere Forschungsaktivitäten 
könnten Aufschluss über den Erfolg dieses 
übergreifenden und auf Netzwerkstruktu-
ren basierenden Ansatzes generieren. Für 
die Praxis könnten diese Erkenntnisse, wie 
auch ein Erfolg der Behör denrufnummer 
115, wichtige Hinweise für künftige 
Projekte liefern. Die so gewonnenen In-
formationen wären deshalb besonders 
wertvoll, weil in Zukunft nachhaltig die 
Not wendigkeit für ebenenübergreifen-
de Modernisierungsprojekte besteht und 
insgesamt auch aufgrund der künftig stei-

»Durch den Mehrebenencharakter 
dominiert der Interaktionsmodus einer 
Verhandlungslösung im Politiknetzwerk.«

27 Schimank (2007).

28 Bundesministerium des Innern/Land Hessen 
(2009).

29 Wolf-Hegerbekermeier  (2010). 

30 Zum Veto-Player-Theorem siehe Tsebelis (2002); 
Der Freistaat Bayern sieht das Projekt in Teilen re-
serviert, um ein Beispiel zu nennen: „Aus der Sicht 
Bayerns wirft das Projekt nach wie vor zahlreiche 
Fragen auf. Bayern kann das Projekt derzeit nicht 
aktiv unterstützen.“ Hierzu: Böllhoff (2009), S. 14.



genden Anforderungen rund um die The-
matik E-Government. Dies zeigen diverse 
E-Government-Projekte, aber auch z.B. 
das Nationale Waffenregister oder das 
Erheben von statistischen Daten, um nur 
zwei Beispiele zu nennen. Weitere denkba-
re Vorhaben, welche die Erkenntnisse des 
Projekts 115 nutzen könnten, sind ebenen-
übergreifende Shared Service Center oder 
Projekte zur Prozessop timierung zwischen 
unterschiedlichen Ebenen im Bundesstaat. 
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